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1.
zusammenfassung

Die Teilrevision des Dekrets vom 1. Februar 2002 zum Gesundheitsnetz Wallis (GNW) betrifft folgende wesentliche und eng miteinander verknüpfte Punkte:

· Aufhebung der finanziellen Beteiligung der Gemeinden an den Ausgaben der Spitäler und Übertragung der Zuständigkeiten der die Spitäler verwaltenden Gemeindeverbände auf das GNW sowie die Zurverfügungstellung der Infrastrukturen. 

· Aufrechterhaltung der bestehenden Spitalverbände für die nicht subventionierten Tätigkeitsbereiche, weil sie nicht Teil der Planung sind. 

Die alleinige Aufhebung der finanziellen Beteiligung der Gemeinden ohne die gleichzeitige Übertragung der Zuständigkeiten an das GNW würde die aktuellen Schwierigkeiten nur noch weiter verschlimmern und dem GNW seine Daseinsberechtigung entziehen. 

Die Übertragung der derzeitigen Lasten der Gemeinden auf den Kanton würde einen jährlichen Betrag von ca. 29 Mio. Franken ausmachen. Eine solche Übertragung ist nur sinnvoll, wenn man damit langfristig die Kosten besser in den Griff bekommt, indem das GNW die zwingend gebotenen Planungs- und Rationalisierungsmassnahmen umsetzt. Die so freiwerdenden Mittel (zwischen 4 und 6 Mio. Franken für die Vernetzung der Spitäler des Oberwallis und 8 bis 12 Mio. Franken für die Spitäler des Unterwallis gemäss den Untersuchungen, ohne von der Abschaffung der Geldstrafen bei mangelnder Transparenz laut KVG zu reden) können insbesondere für die Verbesserung der Lohn- und Arbeitsbedingungen des Spitalpersonals und für die Förderung von Aktivitäten innerhalb und ausserhalb der Spitäler eingesetzt werden, mit denen auf die neuen Bedürfnisse der Patienten reagiert werden kann. 

Dieser erläuternde Bericht bezieht sich allein auf die Änderungen des Dekrets vom 1. Februar 2002 über das Gesundheitsnetz Wallis. Für die Erläuterungen zur Schaffung und zu den Zielen des GNW siehe die Botschaft des Staatsrats vom 5. September 2001 zum Entwurf des Dekrets über das GNW sowie die Berichte der ausserparlamentarischen Kommission vom Juni und August 2001 (diese Unterlagen sind bei der Dienststelle für Gesundheitswesen erhältlich). 
2.
EINLEITUNG
Die ständig zunehmende Anzahl von Reformen oder aktuellen Reformversuchen des Bundes (Revision des KVG) und der Kantone im Bereich unseres Gesundheitssystems schafft ein allgemeines Klima von Instabilität für die Ärzteschaft, das Pflegepersonal und alle anderen Partner. 

Würde der Vorschlag einer Revision der wesentlichen und besonders heiklen Punkte des Dekrets vom 1. Februar 2002 in diesem allgemeinen Kontext, der nicht nur den Kanton Wallis betrifft, die Instabilität in dem schon turbulenten Bereich der Walliser Spitäler nicht noch verschlimmern, wo doch das GNW erst seit dem letzten Frühjahr im Betrieb ist? 

Der Staatsrat ist vom Gegenteil überzeugt. Nachdem die Regierung eine Bestandsaufnahme der ersten Erfahrungen des GNW-Verwaltungsrats gemacht und zusammen mit diesem eine eingehende Untersuchung der jüngsten Entwicklung der Probleme in der Planung, Finanzierung und Leitung der Spitäler durchgeführt hat, ist sie davon überzeugt, dass es zum jetzigen Zeitpunkt für die Verbesserung der Spital- und Gesundheitspolitik dieses Kantons wichtig ist, die bei der Schaffung des GNW angestellten Überlegungen zu Ende zu denken und eine Änderung der Rolle der Gemeinden sowie eine Stärkung der Rolle des GNW vorzuschlagen. 

Drei Hauptgründe sind für den Staatsrat ausschlaggebend, eine klarere Aufteilung der Verantwortlichkeiten zwischen dem Kanton, dem GNW und den Gemeinden vorzuschlagen: 

· Der erste bezieht sich darauf, dass die seit ca. 10 Jahren durchgeführten Arbeiten und Rechtsexpertisen bewiesen haben, dass die rechtliche Stellung der subventionierten Spitäler unangemessen und anachronistisch ist und seit langem die Beziehungen zwischen dem Kanton und den Gemeinden in diesem Bereich verkompliziert. 

· Der zweite Grund bezieht sich auf die finanzielle Situation der Spitäler, die sich für die meisten unter ihnen immer schneller verschlechtert hat und die die verschiedenen Zahler, insbesondere die Gemeinden sogar kurzfristig in eine nur schwierig zu bewältigende Lage versetzt.
· Der dritte Grund betrifft die Dringlichkeit der Umsetzung der nun schon seit 1996 blockierten Spitalplanung. 
3.
DER STATUS DER SUBVENTIONIERTEN SPITÄLER UND DIE BEZIEHUNGEN ZWISCHEN DEM STAAT UND DEN GEMEINDEN 
Der Zwischenbericht der ausserparlamentarischen Kommission, die mit der Überarbeitung des 7. Abschnitts des Gesundheitsgesetzes (S. 21 ff.) beauftragt wurde, vom Juni 2001 zeigt anhand einer – nachstehend aufgeführten und aktualisierten – Tabelle klar die geschichtlichen Gründe für die Schwierigkeiten in den Beziehungen zwischen den Spitälern und dem Staat. 

	Jahr
	ENTWICKLUNG DER GESAMTKOSTEN FÜR DEN BETRIEB DER Akutspitäler 

(in Mio. Franken)
	ENTWICKLUNG DER GESETZESBESTIMMUNGEN ZUR ÖFFENTLICHEN FINANZIERUNG DER SPITÄLER 
	ENTWICKLUNG DER STELLUNG DER SUBVENTIONIERTEN SPITÄLER 

	1950
	3.2
	
	privatrechtliche Verbände
grosse Autonomie

	1960
	12.8
	
	idem

	
	
	
	

	1988
	
	Übernahme der Schulden der Spitäler durch den Kanton und Einführung der Planung (Gesetz vom 17.11.88)

zwingende Beteiligung der Gemeinden 
	idem

	1990
	219.2
	
	idem

	1996
	
	KVG und neues Gesundheitsgesetz 

· obligatorische Planung

· Transparenz der Kosten und Leistungen 

· andere, die Autonomie der Spitäler einschränkende Massnahmen
	Unveränderte Statuten 

der Spitäler 

(Art. 98 f des Gesundheitsgesetzes) 



	1997
	245
	
	idem

	2000
	260
	
	idem

	2001
	272.7
	Gehaltsverbesserungen
	idem

	2002

(Budget)
	283
	Gehaltsverbesserungen, insbesondere zu Gunsten des Pflegepersonals + Entwicklung der anderen Lasten 
	Dekret vom 01.02.02 zum GNW 

Unveränderte Statuten der Spitäler



	2003

(Budget)
	294
	Lohnindexierung + Entwicklung der anderen Kosten
	?


Aus der Tabelle geht hervor, dass trotz einer ausserordentlichen Entwicklung der Spitäler im 20. Jahrhundert und der massiven Zurverfügungstellung öffentlicher Geldmittel in die Walliser Spitalorganisation, die sich in den letzten drei Jahren noch stark erhöht hat, die subventionierten Spitäler die Anfang des letzten Jahrhunderts bei ihrer Gründung angenommene Rechtsform eines privatrechtlichen Gemeindeverbandes beibehalten haben.

Zusammenfassend kann das zu lösende juristische Problem wie folgt dargestellt werden:

(
die regionalen Spitäler sind das Eigentum privatrechtlicher Gemeindeverbände, die ihre Leitung übernehmen, aber 

(
die Spitäler werden zum grossen Teil von den Krankenversicherern und dem Kanton finanziert, die verpflichtet sind, öffentlich-rechtliche Vorschriften (KVG und Kantonales Gesundheitsgesetz) sowie die entsprechende Rechtsprechung anzuwenden, welche die Verteilung der öffentlichen Gelder an die Spitäler, insbesondere die Vorschriften über die Tarife, die Transparenz, die Planung und die Qualität der Leistungen regeln. 

Bei seinen ersten Schritten, insbesondere zur Finanzierung (insbesondere zu den Spitaltarifen), der Planung und Leitung der subventionierten Spitäler hat der Verwaltungsrat des GNW umgehend festgestellt, dass die privatrechtliche Stellung der Spitäler auch für ihn ein erhebliches Hindernis bei der Anwendung des öffentlichen Rechts des Bundes und des Kantons darstellt. 

Tatsächlich schafft die offensichtliche Diskrepanz zwischen 
· den privatrechtlichen Statuten der Gemeindeverbände als „Eigentümer und Verwalter der Spitäler“

· und den Vorschriften des öffentlichen Rechts, zu deren Einhaltung die Zahler (Kanton und Versicherer) mit der Unterstützung des GNW verpflichtet sind, 

immer stärker werdende Spannungen zwischen den Gemeinden und dem Staat. 

Diese Spannung wird noch durch die Tatsache erhöht, dass die Beteiligung des Kantons an den Ausgaben der Spitäler fünf mal höher ist als diejenige der Gemeinden. 

Der Kanton übernimmt nämlich 80% der Investitionsausgaben und 40% der Betriebsausgaben, währenddem die Gemeinden 20%, beziehungsweise 10% derselben Ausgaben übernehmen. 

Überdies hat der Kanton die „Schulden“ der subventionierten Spitäler übernommen (vgl. Art. 161 Abs. 5 des Gesundheitsgesetzes vom 9. Februar 1996). Dies entspricht bedeutenden Beträgen und zwar: 

· der kumulierte Betrag der Darlehen, welche durch den Kanton zwecks Deckung der jährlichen Investitionsausgaben der Spitäler übernommen worden sind, belaufen sich auf 343 Millionen Franken; 

· auf den 31. Dezember 2001 belief sich der Restbetrag der Darlehen auf 218 Millionen Franken; 

· die Jahresraten (Zinsen und Amortisationen), welche bis heute durch den Kanton übernommen worden sind, belaufen sich durchschnittlich auf 20 Millionen Franken; 

· zwischen 1991 und 2001 belief sich der Gesamtbetrag der Zinsen, welche durch den Kanton übernommen worden sind, auf 121 Millionen Franken. 

Pointiert, jedoch ohne jegliche Bewertung der Haltung irgendeiner der Parteien, kann die Beziehung zwischen dem Staat und den Gemeinden seit mehreren Jahren wie folgt beschrieben werden: 

· die an den Tag gelegte Vorstellungskraft und Energie des Staates beim Versuch, weitgehendst im Interesse der Patienten, Beitragszahler, Versicherten und im Gesundheitswesen tätigen Personen die Vorschriften des öffentlichen Rechts insbesondere bei der Planung, den Tarifen, der Kostentransparenz und der Leistungsqualität zur Anwendung zu bringen 
· ist nur zu vergleichen mit der Vorstellungskraft und Energie, die die Spitalvereine beim Versuch an den Tag gelegt haben, im Namen ihrer Führungsautonomie die vom Staat beschlossenen oder vorgeschlagenen Massnahmen in den vorgenannten Bereichen zu bremsen oder sich ihnen entgegenzustellen, z.B. durch Beschwerden beim Kantonsgericht bezüglich der bei der Subventionierung nicht zurückbehaltenen Ausgaben, Beschwerden beim Bundesrat über die Beschlüsse zu den Tarifen, Resolutionen und anderen parlamentarischen Interventionen, Schreiben der Gemeinden und regionalen Verbände an den Staatsrat und den Grossen Rat, Gründung einer einfachen Gesellschaft zwischen den Spitälern von Visp, Sitten und Martigny als Antwort auf die Leitlinien des Staatsrats zur Spitalplanung, Drohung mit einer Volksbefragung gegen jede künftige Gesetzesänderung, die darauf abzielt, die Spitäler zu „kantonalisieren“ usw. Die Spitäler sind ebenfalls davon überzeugt, im Rahmen der Verteidigung wohl verstandener regionaler Interessen ganz im Sinne der Patienten, Beitragszahler, Versicherten und im Gesundheitswesen tätigen Personen zu handeln.

Eine andere Feststellung, die sich logischerweise aus der gegenwärtigen Stellung der Spitäler ergibt, ohne dass man dabei eine Kritik gegen die Spitäler sehen muss, ist, dass diese schnell bereit sind, die Verantwortlichkeiten des Kantons in Anspruch zu nehmen, insbesondere in den empflindlichen Bereichen, wo das öffentliche Recht dem Staat Kompetenzen überträgt. 

Daher konnte seit mehreren Jahren keine bedeutende Entscheidung mehr mit einer Absprache und in einem Klima des Vertrauens getroffen werden, wie dies zuvor der Fall war. Es steht zu befürchten, dass es mit dem GNW nicht anders wird. Die derzeitige rechtliche Stellung der Spitäler bieten diesen tatsächlich die Möglichkeit, sich den Massnahmen und Entscheidungen des GNW zu widersetzen, wie dies in den letzten Jahren bei den Beschlüssen des Staates der Fall war. 

Deshalb stellt die Regierung im Einverständnis mit dem Verwaltungsrat des GNW dem Parlament den Antrag, der Übertragung der Zuständigkeiten und Mittel der Spitäler auf das GNW zuzustimmen, um zu versuchen, die Blockade der Situation zu lösen. 

DIE VORGESCHLAGENE LÖSUNG

Die vorgeschlagene Lösung zur Regelung des geschichtlichen Problems der rechtlichen Stellung der Spitäler ist weder eine Verstaatlichung noch eine Privatisierung! 
Die vorgeschlagene Lösung ist ein Kompromiss zwischen einer - von niemandem, selbst nicht vom Staatsrat, gewünschten – Verstaatlichung der Spitäler und der aktuellen Pseudo-Privatisierung, die in erster Linie undurchführbar wird für den Grossteil der Gemeinden, die „Eigentümer und Verwalter“ der Spitäler sind, deren Rolle sich jedoch nur allzu oft darauf reduziert, einen immer grösseren Finanzanteil zu übernehmen, ohne dass sie irgendwelche Möglichkeiten hätten, diese Entwicklung zu beeinflussen. 

Obwohl sie privatrechtliche Verbände sind, können die Spitäler heute tatsächlich nicht privaten Unternehmen gleichgestellt werden, insoweit als sich – im Gegensatz zu Letzteren - die finanzielle Verantwortlichkeit der Spitäler auf eine im Vergleich zu den anderen Zahlern geringe Beteiligung beschränkt. Darüber hinaus müssen die Spitalverbände Ausgaben tragen, die mit öffentlichen Mitteln nicht bestritten werden können, da sie im Gegensatz zur Planung und den Vorschriften des öffentlichen Rechts stehen. Es besteht die Gefahr, dass diese Ausgaben in Zukunft immer weiter ansteigen werden, wenn die Situation wie bisher weiter blockiert bleibt.

Mit dem vorliegenden Dekretentwurf werden die Spitäler nur insoweit „verstaatlicht“, als sie durch den Netzverbund über das GNW mehr Verantwortung als Unternehmen übertragen bekommen. Der Staat, der im Moment noch zu zahlreichen Fragen der Verwaltung Stellung nehmen muss, kann sich in Zukunft mehr seiner eigentlichen Rolle widmen, d.h. politisch die Zielsetzungen im Rahmen der Planung festlegen und den Leitern des GNW eine sehr viel grössere Autonomie bei der konkreten Durchführung der Ziele lassen. Dabei sollte auch hervorgehoben werden, dass der Entwurf in keinem Fall vorsieht, die Spitalmedizin, deren Autonomie und professionelle Unabhängigkeit gewährleistet wird, zu „verstaatlichen“ oder zu „verbeamten“. 

4.
Aspekte der finanzierung und leitung 

Ein erheblicher Teil der finanziellen und die Verwaltung betreffenden Aspekte der Spitäler entgeht – gewollt oder ungewollt – den privatrechtlichen Gemeindeverbänden, die sie verwalten, sowie dem Kanton, insofern es sich um den Teil der Spitalausgaben handelt, der von den Krankenversicherern entsprechend den Vorschriften des KVG und der entsprechenden Rechtsprechung des Bundesrats übernommen wird. So sind z.B. die derzeitigen Schwierigkeiten und Unsicherheiten bei der Finanzierung der Walliser Spitäler insbesondere auf ausstehende Schlussentscheide zurückzuführen, die der Bundesrat aufgrund von Beschwerden gegen die Walliser Spitaltarife 2001 und 2002 noch fällen muss. 

In dieser Hinsicht muss, gleich ob man sparen oder die Kosten anders zwischen den Zahlern (Versicherer, Kanton, Gemeinden) umverteilen will, ein absolut notwendiger Faktor vorab besser definiert werden: die Kostentransparenz. Der Bundesrat hat kürzlich darauf verwiesen, dass diese Faktor der zentrale Punkt seiner Rechtsprechung in Tarifangelegenheiten ist. 

Die Transparenz stand und steht ebenfalls im Zentrum der kantonalen Diskussion über die Finanzierung der Spitäler durch den Kanton und die Gemeinden. 

Allgemein bestreitet heute niemand mehr die Notwendigkeit, darauf zu achten, dass die administrative und finanzielle Verwaltung der Spitäler transparent, leistungsstark und auf der Höhe der anerkannten Pflegequalität in den Walliser Einrichtungen sein soll.

Um den Inhalt und die Konsequenzen der Änderungen des Dekrets über das GNW für die Gemeinden und die Spitäler zu verstehen, liefert dieses Kapitel die wichtigsten Informationen zum System der aktuellen Finanzierung, zur Entwicklung der Spitalkosten und der Betriebsergebnisse sowie zu den finanziellen Auswirkungen der vorgeschlagenen Änderungen. 

4.1.
Aufbau des Walliser Spitalsystems 

Im Kanton Wallis gibt es verschiedene Formen subventionierter Spitäler, je nach der dort angebotenen Pflegeleistung: 

· Akutspitäler (6 regionale Spitäler: Chablais, Martigny, Sitten, Siders, Visp und Brig)

· Spitäler für Geriatrie (St. Maurice, Martigny, Sitten, Siders, Visp und Brig)

· Spitäler für Psychiatrie (kantonale Einrichtungen =>IPVR, PZO)

· Spitäler für Psychogeriatrie (kantonalisierte Einrichtungen => St. Maurice, Siders, Brig)

· Rehabilitation (Kantonale Anstalten => CVP)

Dieser Liste sind die medizinisch-technischen Institute hinzuzufügen, die von den Spitälern abhängen. 
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4.2.
Finanzierung des Spitalsystems
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Die Walliser Spitäler sind in unterschiedlichen Bereichen tätig und werden aus verschiedenen Quellen finanziert. Unterschiedliche Finanzierer stehen für die verschiedenen Tätigkeitsbereiche: 

Die Behandlungen lassen sich in drei Hauptkategorien einteilen: 

· Bei ambulanten Behandlungen beträgt die Behandlungsdauer weniger als 24 Stunden, ein Bett wird nicht in Anspruch genommen. 

· Bei teilstationären Behandlungen wird ein Bett in Anspruch genommen, aber die Behandlungsdauer liegt ebenfalls unter 24 Stunden. 

· Stationäre Behandlungen erfordern einen medizinisch gerechtfertigten Aufenthalt von mehr als 24 Stunden. 

Die verschiedenen Tätigkeitsbereiche eines Spitals werden gemäss der nachstehenden Tabelle finanziert: 
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Die öffentliche Hand (Kanton/Gemeinden) subventioniert nur die Behandlungen des stationären KVG-Bereichs (Grundversicherung) und nur vereinzelt die der anderen Versicherer des Bundes. Obwohl es das Bundesgesetz nicht vorschreibt, wurden der halb-stationäre Bereich bis Ende 2002 ebenfalls vom Kanton Wallis subventioniert. Der ambulante Bereich wird dagegen voll von den Versicherungen finanziert (vgl. nachstehende Tabelle).

	Behandlung
	Versicherung
	Kanton
	Gemeinden

	KVG: ambulante Behandlung 
	Übernahme zu 100%
	_
	_

	KVG: teilstationäre Behandlung


	Übernahme zu 100%
	_
	_

	KVG: stationäre Behandlung
	Übernahme zu max. 50%
	Übernahme zu 40% und mehr
	Übernahme zu 10% und mehr


Anmerkung

Bei Ihren Untersuchungen zu den Spitaltarifen für 2001 hat die Preisüberwachung daran erinnert, dass entsprechend dem KVG die Kosten aufgrund mangelnder Transparenz sowie die Kosten für Lehre und Forschung nicht von der Krankenversicherung übernommen werden und somit zu Lasten des Kantons und der Gemeinden gehen müssen. 
Die Finanzierung der Akutspitäler

Die Finanzierung der Akutspitäler hat sich in den letzten Jahren ständig entwickelt. Bis 1998 wurden die Akutspitäler nach einem Pauschalsystem pro Tag/Kranker bezahlt. Hauptnachteile dieses Systems waren die völlig fehlende Transparenz bei der Zusammensetzung dieser Pauschalsumme sowie die Tatsache, dass die Spitäler dazu verleitet wurden, unnötigerweise Krankheitstage zu produzieren, um Einnahmen zu erzielen, anstatt nach den Prinzipien eines gesunden Umgangs mit den Mitteln zu handeln. 

Im September 1994 beauftragte der Vorsteher des Departements für Gesundheit die Dienststelle für Gesundheitswesen damit, die Finanzierung der Spitäler zu überprüfen und eine Bewertung neuer Finanzierungsmodelle durchzuführen. 

Im Einvernehmen mit den Spitälern sprach der Staatsrat sich dann für eine schrittweise Einführung eines Finanzierungssystems auf der Grundlage der erbrachten Leistungen aus, um die Transparenz zu verbessern und einen Anreiz für eine wirtschaftlichere Verwaltung der Spitäler zu bieten. In einem ersten Schritt wurde 1998 eine abteilungsbezogene Fallpauschale eingeführt. 

So geht aus den Ergebnissen der Kostenrechung von 1996 hervor, dass die Spitäler in Brig und Monthey die Kosten pro erbrachter Leistung erstellten. Diese Daten dienten als Diskussionsgrundlage zwischen den Tarifpartnern und führten 1998 zu einem neuen Übereinkommen, das auf einem Fallpauschalsystem basierte. Dieses System sah vor, dass die Akutspitäler von der öffentlichen Hand sowie von den Versicherern eine Pauschalsumme pro Fall erhalten, die für jedes Spital gleich ist (unabhängig von der Verweildauer). 
Anmerkung

Die Partner haben einheitliche abteilungsbezogene Fallpauschalen für alle sechs Spitäler festgelegt, was bei den Tagespauschalen nicht der Fall war, da jedes Spital seine eigene Pauschalsumme erhielt. 

Das System der abteilungsbezogenen Fallpauschalen wurde darüber hinaus als (einfacher umzusetzende) Zwischenstufe zu einer Finanzierung nach Diagnose (APDRG) konzipiert. Dieses System verfolgt folgende Ziele: eine grössere Transparenz, eine gerechtere Verteilung der Mittel in Abhängigkeit von den tatsächlich erbrachten Leistungen sowie die Begünstigung einer guten Verwaltung. 

Betont werden muss, dass die APDRG bisher noch nicht eingeführt werden konnte, weil in einem Teil der Spitäler noch absolut notwendige Voraussetzungen fehlen, nämlich: 

· eine leistungsfähige Kostenstellenrechnung; 

· eine korrekte Kodierung der medizinischen Akten ohne die es zu gravierenden Verzerrungen beim Vergleich zwischen den Spitälern mit daraus folgenden ungleichen Behandlungen kommen würde. 

Die Anzahl der abteilungsbezogenen Fallpauschalen hat sich erhöht und seit der Einführung dieses Systems 1998 verbessert. So wurden 2002 15 verschiedene Pauschaltarife in den Akutspitälern eingesetzt. 

Die Berechnung der abteilungsbezogenen Fallpauschalen

Die abteilungsbezogenen Fallpauschalen werden anhand der Kostenstellenrechnung festgelegt, die von den Walliser Spitälern erstellt werden. Diese errechnen die Gesamtkosten ihrer Abteilungen, die dann durch die Anzahl der Austritte geteilt werden; das Ergebnis sind die abteilungsbezogenen Fallpauschalen. 

	abteilungsbezogene Fallpauschale
	=
	Gesamtausgaben pro Abteilung

————————————–

Anzahl der Austritte pro Abteilung


Folgende Tabellen geben ein Beispiel für die Berechnung der abteilungsbezogenen Fallpauschalen auf der Grundlage der Kostenstellenrechnung:

	Abteilung
	Gesamt
	
	Abteilung
	Gesamt

	Medizin
	
	
	Chirurgie
	

	Gesamtkosten
	Fr. 32'600'000
	
	Gesamtkosten
	Fr. 23'800'000

	Anzahl der Austritte
	6'200
	
	Anzahl der Austritte
	4'100

	pro Austritt
	Fr. 5'258
	
	pro Austritt
	Fr. 5'805


Der durchschnittlich gezahlte Pauschalbetrag im Kanton berechnet sich anhand dem durchschnittlichen Betrag der Pauschalen pro Abteilung und Spital. 

Für die gleiche Behandlung erhält jedes Spital den gleichen Betrag. 

Anmerkungen

Der Anteil der Beteiligung der Krankenversicherer von 50% wird voraussichtlich auf Empfehlung der Preisüberwachung und dem Beschluss des Bundesrats geändert. Dieser Satz kann je nach der Transparenz, die die Spitäler anhand ihrer Kostenstellenrechnung beweisen, variieren. 

Die Finanzierung von Geriatrie-, Psychiatrie- und Psychogeriatriespitälern 

Die Finanzierung der Geriatrie-, Psychiatrie- und Psychogeriatriespitäler basiert derzeit noch auf den Tagespauschalen für die Anteile der Versicherer und der öffentlichen Hand. So hängt der Betrag, der dem Versicherer für einen Spitalaufenthalt in Rechnung gestellt wird, von der Anzahl der im Spital verbrachten Tage ab. Diese Art der Finanzierung muss in Zukunft überarbeitet werden, wie dies auch bei den Akutspitälern der Fall war. 

Der Anteil der öffentlichen Hand beträgt mindestens 50% der zu zahlenden Pauschalbeträge. 

	Spital
	Versicherer
	Kanton
	Gemeinden

	Geriatrie
	Übernahme zu max. 50% 
	Übernahme zu 40% oder mehr
	Übernahme zu 10% oder mehr

	Psychiatrie
	Übernahme zu max. 50%
	Übernahme zu 50% oder mehr
	​

	Psychogeriatrie
	Übernahme zu max. 50%
	Übernahme zu 50% oder mehr
	​


4.3.
Betriebskosten der Spitäler in 2001

Folgende Tabelle beschreibt die Betriebsausgaben der Akut-, Geriatrie-, Psychiatrie- und Psychogeriatriespitäler sowie des CVP im Jahr 2001.

Die Gesamtkosten belaufen sich auf ca. 370 Mio. Franken, davon sind 72% Lohnkosten und die verbleibenden 28% andere Betriebskosten. 
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4.4.
Unterschiede in den Betriebsergebnissen verschiedener Akutspitäler
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Folgende Tabelle und die Graphik beschreiben die grossen Unterschiede bei den Betriebsergebnissen der verschiedenen Akutspitäler. Mit Ausnahme des Spitals von Sitten, in dem der Kanton Spezialabteilungen eingerichtet hat, sind die Tätigkeitsbereiche der anderen Spitäler mehr oder weniger gleich. 

Wir weisen nochmals darauf hin, dass der Kanton nur für den subventionierten stationären Bereich des KVG betroffen ist, der ca. 60% des gesamten Spitaltätigkeitsbereichs ausmacht. Gemäss der gesetzlichen Vorschriften hängen diese Ergebnisse von den Spitalverbänden ab. 
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Für das Jahr 2001 haben einige Spitäler positive oder fast ausgeglichene Resultate erreicht (Brig, Visp, Chablais), andere haben dagegen hohe Verluste gemacht (Sitten, Siders, Martigny). Dennoch sind die Tarife ähnlich. 

Für 2001 sieht die ordentliche Beteiligung des Kantons und der Gemeinden gemäss der gültigen Gesetzgebung wie folgt aus: 
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Der Anteil der Gemeinden beläuft sich auf Fr. 19'537'931.--, der des Kantons auf Fr. 107'002'960.--.

4.5.
Finanzielle Auswirkungen der vorgeschlagenen Änderungen auf den Kanton

Zusätzliche Kosten für den Kanton

Die Übernahme des derzeitigen Finanzierungsanteils der Gemeinden durch den Kanton ist ab 2004 geplant. 

Um die Auswirkungen dieser Kostenumverteilung zu bewerten, sind die indexierten Zahlen aufgeführt. 
Der Kanton übernimmt zusätzlich folgende Kosten: 

	Betriebskosten
	10% bis anhin zu Lasten der Gemeinden 

	Investitionskosten
	20% bis anhin zu Lasten der Gemeinden 

	Kosten für fehlende Transparenz
	20% bis anhin zu Lasten der Gemeinden

	Kosten für Lehre und Forschung 
	50% bis anhin zu Lasten der Gemeinden 

	Kosten für Privatpatienten
	20% bis anhin zu Lasten der Gemeinden


FINANZIELLE AUSWIRKUNGEN

Für das Jahr 2001 wird sich die zusätzliche Kostenbelastung für den Kanton infolge der Streichung des Finanzierungsanteils der Gemeinden gemäss der folgenden Tabelle auf ca. Fr. 29'000'000.—belaufen. 

	Betriebskosten
	Fr. 21'800'000.--

	Investitionskosten
	Fr. 2'000'000.--

	Mangelnde Transparenz
	Fr. 2'000'000.--

	Kosten für Lehre und Forschung
	Fr. 1'700'000.--

	Privatpatienten
	Fr. 1'500'000.--

	Gesamt
	Fr. 29'000'000.—pro Jahr


Wichtig ist, nochmals darauf hinzuweisen, dass die alleinige Übertragung der Kostenbelastung der Gemeinden in Höhe von 29 Mio. Franken auf den Kanton ohne die gleichzeitige Übertragung der Zuständigkeiten und notwendigen Mittel auf das GNW keinerlei Sinn machen würde und letztendlich nur die aktuellen Schwierigkeiten insbesondere im Kostenbereich verschlimmern würde. Mit dem Dekretsvorschlag sollte es dem GNW schon kurzfristig möglich sein zu vermeiden, dass der Kanton für eine mangelnde Transparenz im Rahmen der Anwendung des KVG benachteiligt wird.

Im übrigen haben Untersuchungen in anderen Kanton gezeigt, dass es möglich wäre, langfristig neue Mittel freizumachen (zwischen 4 und 6 Mio. Franken für die Vernetzung der Spitäler des Oberwallis und 8 bis 12 Mio. Franken für die Spitäler des Unterwallis).

Die so frei gewordenen Mittel werden insbesondere für die Deckung schon jetzt geltend gemachter neuer Bedürfnisse bei den Patienten und der legitimen Forderung nach einer Verbesserung der Lohn- und Arbeitsbedingungen in den Spitälern eingesetzt werden. 

Es ist zu erwähnen, dass das Gesundheitsnetz Wallis (GNW) für die Betriebsergebnisse zuständig ist. 
Die Konsequenzen für die verwaltung DER SPITÄLER

Die alleinige Übertragung der Kosten der Gemeinden auf den Staat ohne die gleichzeitige Übertragung der Zuständigkeiten der Spitalverbände im Bereich der Verwaltung auf das GNW würde keinen Sinn machen, sondern im Gegenteil die aktuellen Blockierungen und die Diskrepanz zwischen den Entscheidungsträgern und den Zahlern nur noch weiter verschlimmern. In diesem Fall hätte das GNW keine Daseinsberechtigung mehr; vielmehr sollte man ins Auge fassen, alle Zuständigkeiten und alle Kosten auf die Gemeinden abzuwälzen. 

Deshalb ist es so wichtig, dem GNW die Mittel zu geben, um die Verwaltung der Spitäler zu verbessern, indem insbesondere der Akzent auf die Transparenz der Kosten und medizinischen Tätigkeiten sowie auf die Massnahmen zur Optimierung der gemeinsamen Verwaltungsaufgaben gesetzt wird. 

Die Hauptzielsetzungen betreffen hier insbesondere:

- die Informatisierung der Spitäler

- die Einführung einer Kostenträgerrechnung

- die Zentralisierung der Kodierung der medizinischen Behandlungen

- die Schaffung einer Einkaufszentrale

- die Fakturierung

- die Finanzbuchhaltung

Zur Erreichung dieser Zielsetzungen erscheint es unerlässlich, wie in der vorgeschlagenen Überarbeitung vorgesehen, ein einziges Rechtssubjekt einzusetzen, einen Alleinverantwortlichen für die Verwaltung und die finanzielle Haftung: das GNW wird die Verwaltung und Leitung der Spitäler übernehmen, aber auch die nicht berücksichtigten Ausgaben, die zur Planung, zum KVG und zur kantonalen Gesundheitsgesetzgebung im Gegensatz stehen. 

5.
PLANUNG

Das Schlüsselelement steht auch hier in Verbindung mit der Rolle der Gemeinden und der Überarbeitung der aktuellen Regionalpolitik. Mit einer Bevölkerung von weniger als 300’000 Einwohnern kann sich der Kanton Wallis nicht den Luxus erlauben, an die zehn von einander unabhängige Spitäler zu unterhalten. Deshalb braucht er eine grössere Zusammenarbeit zwischen den Spitalzonen, wie sie schon in der Vergangenheit umrissen worden sind, d.h. alle Spitäler in einem Qualitätsplanungsprojekt miteinander zu vernetzen, das in erster Linie im Interesse der Patienten aus dem gesamten Kanton konzipiert wurde, über die Nachhutgefechte und die Querelen über die Grenzen sowie die regionalen Vorrechte hinaus.

Die Planung muss zunächst nach medizinischer Rationalität erfolgen. Der Zugang zu qualitativer Behandlung muss für alle gesichert sein, was eine ausreichende Grösse der Abteilungen impliziert. Die Regionen brauchen rechtlich anerkannte Garantien für eine Leistungsqualität auf kantonalem Territorium und die gerechte Verteilung der sozio-ökonomischen Auswirkungen der Tätigkeit der Spitäler. 

Die kantonale Planung ist um so notwendiger geworden, als das aktuelle Klima der Unsicherheit, das alle im Pflegebereich tätigen Personen belastet, eine gewisse Demotivierung mit sich bringt und über kurz oder lang die Qualität der Behandlung beeinträchtigen wird. Das derzeitige Klima hat sich wegen des Personalmangels in zahlreichen Bereichen (Intensivkrankenschwestern/-pfleger, Instrumentierschwestern/-pfleger, Anästhesieschwestern/-pfleger) noch weiter verschlechtert. Auch im medizinischen Bereich gibt es heute, wo man noch vor kurzem eine zu hohe Anzahl von Ärzten beklagte, einen Mangel, den es auf der Ebene der Spitalärzten (Assistenzärzte, Radiologen usw.) zu beseitigen gilt. Dieser Mangel wird sich im übrigen mit der Verringerung der Arbeitszeiten, dem zunehmenden Anteil der Frauen unter den Ärzten und der aktuellen fehlendenden Attraktivität dieses doch sehr belastenden Berufs noch weiter verschlimmern. 

Die Spitalplanung muss somit auf einer vollständigen und koordinierten Kette von Behandlungen zwischen zu Hause und dem Spital basieren, mit – in erster Linie – praktizierenden Ärztinnen und Ärzten, die ein Schlüsselelement bleiben sowie mit präklinischen Notaufnahmen, die über den gesamten Kanton gut organisiert und mit der Planung der Notaufnahmen der Spitäler und anderen Tätigkeiten derselben koordiniert sind. 

Die Tendenzen, die sich für die Zukunft im Rahmen der Überprüfung des KVG abzeichnen, müssen, nach Ansicht des Staatsrats, die regionalen Spitalverbände dahin führen, die Zweckmäßigkeit eines einzigen Netzes wie das GNW zu erkennen, um sich bestmöglich an eine Entwicklung anzupassen, der sie – früher oder später – nicht entgehen können, anstatt dass sie im gegenwärtigen Zustand verharren, der letztendlich für einige unter ihnen fatal sein könnte. 

6.
KOMMENTARE ZU DEN EINZELNEN ARTIKELN 
Artikel 1: Zuständige Behörden und Institutionen / Garantien

Die öffentlichen und als gemeinnützig anerkannten Spitäler und medizinisch-technischen Institute werden in diesem Artikel nicht mehr expressis verbis aufgeführt, da sie inzwischen integrierender Bestandteil des GNW sind. Es geht hierbei um den Zusammenschluss aller Walliser Spitäler unter dem Dach einer einzigen Struktur, dem GNW. Dieser Zusammenschluss rechtfertigt sich insbesondere aufgrund der folgenden zwei Hauptgründe:

· die Notwendigkeit, effizient und kohärent die Vorschriften des öffentlichen Rechts des Bundes und des Kantons anzuwenden, die für die Spitäler gelten, die von öffentlich-rechtlichen Körperschaften und den Sozialversicherern finanziert werden;

· die Notwendigkeit, das Inkrafttreten künftiger Vorschriften des öffentlichen Rechts des Bundes (insbesondere in Bezug auf den Vertragszwang) vorzuziehen und dabei den verschiedenen derzeitigen Spitälern die Möglichkeit zu geben, diese zukünftigen Reformen zu überstehen, insbesondere wenn es um die Beibehaltung der einzelnen Spitalstandorte geht. 

Dieser Zusammenschluss aller Spitäler erfordert dagegen umfassende Garantien für einen gerechten Ausgleich zwischen den Regionen hinsichtlich der folgenden drei Punkte: – Zugang zu einer qualitativen Behandlung, die allen Patienten im gesamten Kanton offen stehen muss; – Beibehaltung der aktuellen Spitalstandorte; – angemessene Verteilung der sozio-ökonomischen Auswirkungen der Spitaltätigkeiten zwischen den Regionen. 

Art. 2 und 3: Kompetenzen des Grossen Rats und des Staatsrats

Die derzeitigen Kompetenzen des Grossen Rats und des Staatsrats werden nicht verändert. 

Art. 5: Kompetenzen des GNW

Abs. 1:

Diese Vorschrift bestimmt sämtliche Spitäler, die zum GNW gehören, nämlich: 

- die derzeitigen als gemeinnützig anerkannten und subventionierten Spitäler;

- die an die Spitäler angeschlossenen medizinisch-technischen Institute;

- die Heilanstalten des Kantons.

Abs. 2:

In dem Masse, wie dem GNW umfassende Zuständigkeiten im Bereich der Leitung und Verwaltung sowie eine Autonomie der Verwaltung übertragen werden, muss darauf verwiesen werden, dass es gehalten ist, die Vorschriften des öffentlichen Rechts des Bundes und des Kantons einzuhalten, deren Hauptpunkte in diesem Absatz beschrieben werden.

Abs. 3:

Die neuen Aufgaben des GNW sind in diesem Absatz unter den Buchstaben d, e, f, g, h, j genau beschrieben.

Art. 6: Organe

Die Übertragung der Zuständigkeiten im Bereich der Leitung und Verwaltung von den Spitalverbänden auf das GNW erfordert die Einrichtung einer wirklichen Generaldirektion (vgl. Art. 10) anstelle eines einfachen Generalsekretariats sowie eine Stärkung der lokalen Direktionen (Art. 11), deren Aufgaben in Art. 11 näher beschrieben sind.

Art. 8: Verwaltungsrat

Die Zuständigkeiten des Verwaltungsrats wurden geändert, insbesondere was die Organisation und Funktion der Generaldirektion und der lokalen Direktionen anbelangt (vgl. Buchstaben a, b, c).

Unter Buchstabe e) wird die Aufhebung der Konferenz der Verwaltungsratspräsidenten aufgrund der Übertragung der Zuständigkeiten der Verwaltungsräte der Spitäler auf den Verwaltungsrat des GNW sowie die Aufhebung der Direktorenkonferenz beschrieben, da die Direktoren ab jetzt vollständig in die interne Organisation des GNW eingegliedert werden. 

Art. 10: Generaldirektion

Die Ersetzung des derzeitigen Generalsekretariats durch eine wirkliche Generaldirektion impliziert insbesondere die Ernennung eines Generaldirektors sowie mehrerer Bereichsverantwortlicher (für den medizinischen, den Pflege-, den Personal- und andere Bereiche).

Art. 11: Lokale Direktionen

Diese Vorschrift sieht eine sehr klare Trennung der Zuständigkeiten der lokalen Direktionen bei den Spitaltätigkeiten im Rahmen der internen Organe des GNW von den restlichen Zuständigkeiten vor, die bei den Spitalverbänden verbleiben und deren Modalitäten in einem Übereinkommen mit dem GNW festgelegt werden.

Art. 12: Verantwortlichkeit

Während der begrenzten Gültigkeitsdauer des Dekrets wird die aktuelle Regelung der Verantwortlichkeiten nicht geändert. Bei der Überarbeitung des Gesetzes soll diese Frage nochmals überprüft werden. 

Art. 13: Arbeitsverhältnis

Das Gleiche gilt für die Arbeitsverhältnisse, die während der begrenzten Gültigkeitsdauer des Dekrets privatrechtlich geregelt werden. 

Art. 14: Zurverfügungstellung der Infrastrukturen

Angesichts der begrenzten Zeit, die dem GNW gewährt wird, um sich zu bewähren, ist es doch nur logisch, dass die Übertragung der Kompetenzen und der Verantwortlichkeiten an das GNW gleichzeitig mit der Zurverfügungstellung an das GNW der notwendigen betrieblichen Infrastrukturen der Spitäler erfolgt. 

Die Fragen, welche mit der Übertragung der Aktiva und Passiva, mit den spezifischen, sich in besonderen Fällen stellenden Problemen (z. B. die Klinik St-Amé, Stiftungen usw.) in Zusammenhang stehen, werden nach Untersuchung im Gesetz nach Ablauf des Dekretes geregelt werden. 

Art. 15: Änderungen des Gesundheitsgesetzes

Art. 95

Die Ersetzung des Wortes Auftrag durch „Leistungsauftrag“ bietet die Möglichkeit darauf zu verweisen, dass der Begriff Planung an den des KVG angelehnt ist und dass die Verteilung der Leistungsaufträge weiterhin in der Kompetenz des Staatsrats verbleibt (Art. 3 des Dekrets). 

Art. 98

Ab jetzt spricht man von der Subventionierung des GNW und nicht mehr von der Subventionierung der Spitäler, da diese fortan in das GNW integriert sind. Ganz konkret sieht der Abs. 2, Buchst. a) jedoch vor, dass jedes der derzeitigen Spitäler ein eigenes Budget und seine eigene Erfolgsrechnung behält, diese jedoch durch das GNW konsolidiert werden. Mit den neuen, dem GNW übertragenen Zuständigkeiten, entfällt die Zuteilung der Gewinne und die Übernahme der Defizite logischerweise auf das GNW. Abs. 2, Buchst. h) beschreibt die Notwendigkeit, in Koordination mit der Planung verschiedener medizinischer Disziplinen präklinische Notaufnahmen vorzusehen.

Art. 100 bis: Berücksichtigte Ausgaben

Die Definition der berücksichtigten Ausgaben für das GNW behält die aktuelle Praxis bei, d.h. damit sie berücksichtigt werden können, müssen diese Ausgaben in den Rahmen der Leistungsaufträge fallen, die vom Staatsrat erteilt werden, und Ausgaben sein, die vom Departement entsprechend dem derzeit gültigen Art. 98, Abs. 2, Buchst. c) genehmigt werden. 

Art. 101: Nicht berücksichtigte Ausgaben

Dieser neue Artikel ist für die Gemeinden wichtig, weil er die alte Vorschrift ersetzt, die ihnen die nicht berücksichtigten Ausgaben auferlegte. 

Die nicht berücksichtigten Ausgaben fallen zu Lasten des GNW. 

Art. 107: Investitionen

Die Beteiligung der Gemeinden wird gestrichen, da der Kanton künftig sämtliche Investitionen in dem Masse übernimmt, in dem diese die Leistungsaufträge betreffen und in den berücksichtigten Ausgaben aufgeführt werden. 

Art. 110: Disziplinen mit kantonalem Charakter

Der Begriff Disziplin mit kantonalem Charakter wird gestrichen, da zukünftig allein das GNW für die Leitung dieser Disziplinen zuständig ist.

Art. 118: Betriebskosten

Die Abs. 1 und 2 verweisen auf das aktuelle System, das vorsieht, dass die Beteiligung des Kantons an die im KVG vorgesehene angelehnt wird. Abs. 3 beschreibt, dass der nicht von den KVG-Versicherern übernommene Restbetrag zukünftig allein auf den Kanton entfällt und nicht mehr auf die Gemeinden, jedoch immer unter dem Vorbehalt, dass diese Ausgaben die Leistungsaufträge betreffen und zu den berücksichtigten Ausgaben zählen. 

Art. 127 quater: Lehre und Forschung

Die nicht von den Krankenversicherern übernommenen Ausgaben für Lehre und Forschung werden künftig vollständig vom Kanton übernommen, der derzeitige Anteil der Gemeinden von 50% wird somit gestrichen. 

Art. 127 quinquies

Das Gleiche gilt für die 25% der Kosten für Patienten, die Leistungen von Sozialversicherern ausserhalb des KVG beziehen, da der derzeitige Anteil der Gemeinden gestrichen wird. 

II Gültigkeitsdauer des Dekrets 

Die Tatsache, das Dekret vom 1. Februar 2002 zu ändern, und dabei die gleiche, beschränkte Gültigkeitsdauer beizubehalten, ist Ausdruck des Willens des Staatsrats, dem GNW die Mittel zu geben, eine gewagte Herausforderung anzunehmen und dabei 3 bis 4 Jahre vor sich zu haben, um sich zu bewähren, damit diese Lösung bewertet werden kann, bevor sie im Gesetz festgeschrieben wird. 

7.
SCHLUSSFOLGERUNG

Ein einfache Übertragung der Kostenlast der Gemeinden auf den Kanton (ca. 29 Mio. Franken) macht nur dann Sinn, wenn gleichzeitig Zuständigkeiten und die notwendigen Mittel für die zwingend gebotenen Rationalisierungs- und Planungsmassnahmen auf das GNW übertragen werden. 

Im Übrigen haben Untersuchungen in anderen Kanton und im Wallis im Rahmen vorheriger Projekte zur Vernetzung der Walliser Spitäler gezeigt, dass es möglich wäre, umfangreiche Mittel freizumachen (zwischen 4 und 6 Mio. Franken für das Projekt Visp-Brig und 8 bis 12 Mio. Franken für das Projekt Siders-Sitten-Martigny). Hinzu käme noch die Streichung der derzeitigen Geldstrafen für mangelnde Transparenz. Die so frei gewordenen Mittel könnten in erster Linie für die Verbesserung der Lohn- und Arbeitsbedingungen des Spitalpersonals sowie für die Förderung von Aktivitäten innerhalb und ausserhalb der Spitäler eingesetzt werden, mit denen auf die neuen Bedürfnisse der Patienten reagiert werden kann.

Die Vorschläge für die Überprüfung des in die Vernehmlassung geschickten Dekrets über das GNW stützen sich auf eine schlüssige Position des Staatsrats und des Verwaltungsrats des GNW. Sie sind darüber hinaus die Antwort auf einen Antrag der Finanzkommission des Grossen Rats. Und sie entsprechen auch dem Willen einer immer grösser werdenden Anzahl von Gemeinden, die finanziell von der steigenden Spitalkosten erdrückt werden und zusehen müssen, wie ihre Möglichkeiten, in andere notwendige Infrastrukturen zu investieren, immer mehr dahinschwinden ohne einen tatsächlichen Einfluss auf die Entwicklung der Spitalkosten zu haben. Diese Vorschläge sind auch und vor allem Ausdruck des Wunsches des Staatsrats, das Interesse der Patienten des Kantons ins Zentrum der Spitalpolitik und der Grundsatzdiskussionen zu rücken, die in den nächsten Jahren stattfinden werden. 
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